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Die Allianz der ewigen
Europier

Wie sich die Schweiz befreien und die EU
europdisieren kinnte

Beat Kappeler

Die Schweiz verhilt sich gegeniiber der EU wie das Ka-
ninchen vor der Schlange. Sie ist wie geldhmt und rechnet
damit, dass sie am Ende gleichsam geschluckt wird. Dies
hat zwei Griinde.

Zum einen sicht die traditionelle Geschichtsschreibung
den Werdegang der Schweiz selbst als ein lineares territo-
riales Ausgreifen und eine innere Vertiefung durch Insti-
tutionen. Von drei Orten zu 25 féderierten Kleinstaaten
und vom spatmittelalterlichen Militirbindnis tiber den
Staatenbund zum Bundesstaat verlduft dieser Weg, der mit
demjenigen der EU verglichen wird. Doch diese Kongruenz
ist triigerisch.

Zum andern stehen jene, die sich als kulturkritisch und
fortschrittlich sehen, immer noch unter dem Eindruck ei-
nes vermeintlich schuldhaften Isolationismus des Landes.
Wihrend der Kriege war der Isolationismus aber eine Welt-
bestleistung, indem unser Land seinem kulturellen Mut-
terland, Deutschland, nicht in den geistigen Bankrott des
Faschismus folgte. Gegen jeden Isolationismus spricht der
«Weltgang» des Landes, seiner Wirtschaft, seines Geistes,
sowie die Integration der rekordhohen Zahl von Zuziigern
seit 60 Jahren, ihre Eingliederung in den Arbeitsmarkt und
die wohl hochste Einbiirgerungsrate Europas.

Die lineare Vorstellung von der Schweiz als Staat, der
letztlich in ein EU-verfasstes Europa miindet, ist irrefiih-
rend, jedenfalls nicht unmittelbar plausibel. Hochste Zeit,
ein paar Fragezeichen zu setzen.

1. Kontinentalunionen sind nicht einfach normal. Das Mo-
dell einer kontinentalen Union ist keine Normalitit und der
Nichtanschluss folglich keine Sonderstellung. Die Schweiz
steht im Range vieler «Mittelstaaten», die sich ausserhalb
einer Kontinentalunion behaupten, wie Norwegen, Kanada,
Australien, Taiwan, Brasilien, Chile, Stidkorea, Singapur,
Thailand, Neuseeland, Mexiko, Tiirkei, Ukraine. Ausser
den letzten drei zeichnen sich alle durch hochentwickelte
Volkswirtschaften und sorgfiltiges Staatsgebaren aus. Alle
profitieren von ihrer unabhingigen Wihrung, Handelspo-
litik und nichtharmonisierten Eigenheit.

2. Die Vielfalt macht das wahre Europa aus. Die Histori-
ker lehren uns, dass Europas im Wettbewerb stehende Teil-
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Nationen und Regimes die Ursache fiir seinen Aufstieg in
Freiheit, Wissenschaft und Okonomie sind. Demgegeniiber
trafen (ideell oder machtmissig) einheitlich dominierte Ge-
bilde, wie der islamische Giirtel oder China, falsche zentrale
Entscheide und blieben in allen drei Bereichen zuriick. Die
Harmonisierungswelle der EU ist daher eine zutiefst uneu-
ropiische Haltung. Dem wahren Europa entspricht seit je
die Vielfalt der Linder und ihre lockere Zusammenarbeit
in einem blossen Freihandelsregime, wie der Europiischen
Freihandelsassoziation (EFTA). Der EU nicht beitretende
Lander wie die Schweiz miissen diesen Geist Europas fiir
sich reklamieren. Sich gleichsam fiir Vorbehalte gegeniiber
einer uneuropiischen Losung zu entschuldigen, ist deshalb
widersinnig.

Vielfalt heisst Féderalismus. Fiskalféderalismus und der
daraus resultierende Steuerwettbewerb disziplinieren die
Politiker in parlamentarischen Systemen. Denn die politi-
schen Gruppen sind meist nicht mehrheitsfihig, also koalie-
ren sie, schliessen gegenseitige Kreuzkompromisse — stets
zugunsten des Staates und zulasten der Biirger. Zunehmen-
de Unfreiheit der Biirger und stark steigende Belastungen
fiir alle, Reiche wie Arme, sind die Folge.

3. Die EU stammt aus der gesellschaftlichen «Visions-Op-
tik» des 19. und 20. Jahrbunderts. Die Europdische Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG), die Europiische Gemeinschaft
(EG) und nun die Europidische Union (EU) waren und sind
aus grundsitzlichen Vorgaben konstruierte Grossgebilde.
Der britische Philosoph Isaiah Berlin hat in seiner Analyse
«Die Wurzeln der Romantik» diese top-down-Konstruktio-
nen der Gesellschaft in den Bereich von «Romantik» ge-
riicke, losgetreten durch die Philosophien Hegels, Herders,
Fichtes, Rousseaus. Dorther rithren die Ideen, wonach der
Staat, das Volk, die nationale Kultur und tibergreifendes
Makromanagement der Gesellschaft das Ganze seien und
das Individuum nur ein Teil davon. Hingegen beruht die
Staatsauffassung der Schweiz (und der Angelsachsen und
Asiaten — also der ganzen Welt) auf der Uberzeugung, dass
der Staat dem Biirger zu dienen hat und dass das Prinzip des
bottom-up gelten muss: « We, the people» — und dass deshalb
die Frage «was bringt’s, was kostet’s?» dem Staat gegeniiber
gestellt werden darf und gestellt werden muss.

In der EWG-EG-EU gilt seit 1958 der Grundsatz des
«immer engeren Zusammenschlusses», also der Uberlegen-
heit zentraler Regelungen, der auch vom Europiischen Ge-
richtshof unerbittlich durchgesetzt wird. Die Subsidiaritit
bleibt zwangsliufig ohne Wirkung. Auch miissen seit 1958
auf franzésischen Druck sogenannte «soziale» Regulierun-
gen «im Zuge des Fortschritts» erlassen werden, also gemiss
dem héochsten erreichten Stand. Diese rein formalen Trieb-
krifte des Zusammenschlusses wiegen stirker als individuell
abgewogene Sachfragen. Ideclle Stringenz iiberwiegt und
soll die Gesellschaft der EU durchgestalten. Harmonisie-
rungen wiren immerhin auch nach kleinstem Nenner mog-
lich, aber die top-down-Prioritit steht dem entgegen. Zu
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alledem strebt die EU eine ebenbiirtige geopolitische Rolle
gegeniiber den USA an.

4. Die Zentralisierung der EU folgt politologisch banal
erklirbaren Wegen. Die neuere angelsichsische Politologie
der public-choice-Theorie erklirt Politik mit den gleichen
Motiven wie jenen des Alltags und der Wirtschaft, nim-
lich mit dem Selbstnutzen. Damit kann plausibel aufgezeigt
werden, warum die Politiker die Rechtsetzung der national
unerreichbaren Ziele auf jene Ebene schieben, von der her
sie die Anwendung dann dem Wihler als nicht weiter zu
hinterfragende Pflicht prisentieren kénnen.

Der Euro wurde zum spektakulirsten Anwendungsfall.
Weil die Politiker die nationale Geldschépfung und den
Wihrungskurs nicht beherrschten (mit Ausnahme Deutsch-
lands, Hollands und Osterreichs), weil sie inflationierten
und dann abwerten mussten, und weil die zop-down-Sicht
der Durchgestaltung Europas auch die Wihrung umfassen
sollte, wurde das Projekt des Euros beschlossen. Doch die
Lohnkosten der siidlichen Lander stiegen stirker an als jene
des Nordens, ohne dass die Produktivitdt im Stiden zuge-
nommen hitte. Die siidlichen Lander kénnen nun wegen
des Euros nicht abwerten. Ihre Arbeitslosen miissten abwan-
dern, oder ein fiskalisch starkes Zentrum miisste massive
Ausgleichszahlungen an den Siiden leisten. Der Euroraum

Die EFTA kénnte sich als
Auffangbecken EU-unwilliger
Mitglieder anbieten.

ist eine Wahrung ohne Staat, und die Mitgliedstaaten sind
Staaten ohne Wihrung.

«Die Union durch das Recht», als welche sich die EU be-
zeichnet, hat in den ersten elf Jahren des Euros klare Rechts-
briiche begangen. Entgegen dem Verbot in Artikel 125 des
Lissabonner Vertrags, wonach Hilfe an Mitglieder verboten
ist, wurden 750 Milliarden Hilfe gesprochen. Die Europi-
ische Zentralbank kauft(e) Ramschpapiere und schopft(e)
Geld damit. Die Regel der hochstens drei Prozent Staatsde-
fizit gemessen am Bruttoinlandprodukt wurde ab 2003 aus-
ser Kraft gesetzt, auch fiir Griechenland. Als Folge werden
die Siid-Eurolinder, zusammen mit Frankreich und Irland,
jahrelange interne Preis- und Lohndeflationen durchfiihren
oder Staatsbankrotte erkliren oder aus dem Euro austreten,
oder — unwahrscheinlicher — zur nordeuropiischen Produk-
tivitit aufschliessen miissen. Ausser im letzten Fall ist damit
jenes «europdische Sozialmodell» gescheitert, das gesamtge-
sellschaftliche Visionen wie Gleichheit, absolute Sicherheit
bei Produkten, Arbeitsmarkt und Lebenslagen versprach.
Dieses Scheitern nimmt 400 Millionen Individuen auf ei-
nen Schlag die vielgepriesene «soziale Sicherheit».
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Was folgt aus den erwihnten vier Fragezeichen? Man
kann den bisherigen Weg und die real existierenden Pro-
bleme der EU nur verstehen, wenn man sie als Ausdruck
dessen sicht, was ihnen zugrunde liegt: des Primats der
Gesellschaftsvisionen und der wohlfahrtsstaatlichen Zen-
tralisierungsidee unter Ausschaltung des Wettbewerbs der
Lésungen.

Nun wird auch ein solches Europa des gesellschaftlichen
Makromanagements nicht zwangsliufig zerfallen, sondern
sich auf tiefen Niveaus von Wirtschaft und Biirgerfreiheit
durchwursteln kénnen. Was aber wire die Alternative dazu
fiir die Schweiz?

Ausgangspunkt der europidischen Alternative zur EU
konnte die EFTA sein — ideell und praktisch. Ideell, weil
dieser Freihandelsraum «das ewige Europa» verkdrpert:
die Buntheit, die Vielfalt und den Wettbewerb der gesell-
schaftlichen Losungen. Auch in ihrer Praxis taugt die EFTA,
nimlich als Freihandelsraum, der erweitert werden kann auf
alle vier Freiheiten (freier Personenverkehr, freier Waren-
verkehr, freier Dienstleistungsverkehr und freier Kapital-
verkehr).

Damit entspriche der EFTA-Binnenmarkt jenem der
EU, weil die EFTA-Mirglieder heute diesen weitgehend in-
tegriert haben. Mehr als die EU aber kann die EFTA den
Austausch auf die vielen bereits bestehenden Normenver-
einigungen der Industrie abstiitzen und auch so die Trans-
parenz fiir Produzenten und Konsumenten herstellen. Ge-
geniiber der restlichen EU sowie den vielen anderen grossen
und kleinen Handelsmichten ist dieser Raum abgesichert
unter dem Dach der Welthandelsorganisation. Diese setzt
die Nichtdiskriminierung und Inlinderbehandlung durch.
Sie hat wirksame Schiedsgerichte.

Mit fast dem ganzen Rest der Weltwirtschaft hat die
EFTA bereits Freihandelsabkommen geschlossen oder auf-
gegleist. Die Wahrungssouverinitit bliebe den einzelnen
Staaten vorbehalten. Damit kénnen sie ohne gréssere sozi-
ale Verwerfungen — entgegen dem Euroland — ihre Zinsen,
Wihrungskurse, Kapitalstrome und die Vollbeschiftigung
selbst gestalten. Wenn ein Nicht-EU-Mirglied oder Nicht-
mehr-EU-Mitglied den Euro haben bzw. behalten mochte,
ist dies technisch moglich (vgl. die faktisch bestechende An-
bindung des CFA-Francs Westafrikas an den Euro). Die
Souverinitit im bilateralen Aussenhandel mit dem Rest der
Welt ist fiir alle Linder attraktiv, sie entflichen dem immer
wieder protektionistischen Druck der heutigen EU. Eben-
so miisste die souverine Landwirtschaftspolitik eigentlich
Lindern wie Grossbritannien, Dinemark oder Polen sehr
entgegenkommen. Sie werden heute ebenfalls protektioni-
stisch zuriickgebunden.

Territorial kann sich eine solche EFTA als Auffang-
becken EU-unwilliger Mitglieder anbieten. Man kann sich
solche Abspriinge von Tschechien und andern Oststaa-
ten (wenn die Aufholhilfen aus Briissel dereinst versiegen)
durchaus vorstellen, aber auch solche siidlicher Eurolinder,
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die ihre Deflation abschiitteln wollen, eines Tages vielleicht
gar von Grossbritannien, oder gar von den nérdlichen Zahl-
meistern, wenn das Wursteln allzu teuer wird. Und auch
wenn niemand austritt — allein die Existenz einer glaubwiir-
digen Alternative kann die weitere Zentralisierung in der
EU ausbremsen. Doch vor allem bietet sich ein solcher Frei-
handelsraum an fiir die Ukraine, Weissrussland, die Ttirkei,
den Balkan und andere Anrainer des Mittelmeers, deren
Beitritt die EU-Institutionen iiberfordern wiirde. In diesen
Fillen kénnte die Freiziigigkeit der Personen vorderhand
an Quoten, Kriterien und hohe Einkaufszahlungen seitens
anstellender Firmen gekoppelt werden.

Es sind auch Doppelverhiltnisse denkbar — ein Mitma-
chen gewisser Linder oder Regionen in der géométrie va-
riable der EU, zusammen mit einem Arrangement in der
EFTA. Die Schweiz pflegt heute eine solche, nicht bis ins
Letzte bereinigte Vielfachbezichung mit der EU. Die bi-
lateralen Bezichungen bilden ein dichtes, aber auch — aus
der Sicht beider Partner — unvollkommenes Netz. So un-
befriedigend und mithsam der bilaterale Weg auch sein
mag, er beeintrichtigt die Souverinitit der Schweiz weit
weniger als ein Beitritt. Denn bei einem solchen wiirde die
Wihrungssouverdnitit mit Zinsen, Aussenkurs und Trans-
fers wegfallen. Die Steuersouverdnitit wiirde der Vergan-
genheit angehoren, ebenso der Wettbewerb der Losungen,
wie etwa die vollbeschiftigende Arbeitsmarkefreiheit, dank
der die Zuziiger heute mit den Fiissen abstimmen kénnen.

Heute wirkt die tiefere Schwelle an Regelungen in der
Schweiz hemmend auf jene der EU. Auch kiinftig wird sich
dies bei Steuern, Bankregulierungen, Kunsthandel, Arbeits-
marke, Swift, Patenten und Gentechnik auswirken. Dass ge-
wisse Netze, etwa der Stromhandel, gepoolt werden miissen,
ist nicht Ausdruck eines Souverinititsverlustes, sondern
technischer Zwinge und von Efhizienziiberlegungen. Und
auch bilaterale Handelsregeln bei Biichsen, Steckern oder
anderen Substanzen haben nichts mit Souverinititseinbus-
se zu tun, wie EU-Beitrittsbeftirworter vorgeben, sondern
ganz schlicht mit Handelserleichterungen.

Die Schweiz und andere Nichtmitglieder sollten sich
vom Blick auf die Schlange befreien. Keine Frage: es gibt
innerhalb und ausserhalb der EU Nachteile. Die Branchen
und Firmen der Wirtschaft tun jedoch gut daran, das Ganze
im Blick zu behalten und nicht bei kleinsten Unebenheiten
neue Abkommen zu verlangen. Wettbewerb ist nie bequem.
Aber er sorgt letztlich fiir jene wirtschaftliche und politische
Vielfalt, ohne die Staaten und supranationale Staatenbiinde
lingerfristig nicht bestehen kdnnen. Weder die EU noch
die Schweiz.

BEAT KAPPELER, geboren 1946, ist Okonom, Kommentator der

«NZZ am Sonntag» und von «Le Temps» und Autor von «Sozial,
sozialer, am unsozialsten» (2007).
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Ein St. Galler Theaterstiick iiber einen
Lehrermord wird unter dem Deckmantel der
Pietit schon im Keime erstickt. Darf das wahr
sein? Theater ist kein Ort des Schweigens.

Ein Lehrermord ist
bithnentauglich!

Roger Gaston Sutter

Da hat ein stidtisches Theater schon vor dem eigenen Tat-
beweis geistig kapituliert und humpelt um ein Theaterstiick
amputiert (zumal noch eine Urauffithrung) in die Spielzeit
2010/11. Die Rekapitulation dieser Kapitulation ergibt ei-
nen ziemlich bizarren Befund. Ein Kiinstlerensemble liess
sich so weit gingeln, dass es in vorauseilendem Gehorsam
das geplante Stiick «Der St. Galler Lehrermord», noch be-
vor es geschrieben war, gleich selbst im Keime erstickte und
einen eigens rekrutierten Jungautor vor den Kopf stiess.
Hilflos kniete das Theater St. Gallen plétzlich unter dem
Deckmantel einer von aussen iibergestiilpten Pietit, ohne
die eigene Kraft und Kompetenz der Katharsis tiberhaupt
ins Spiel gebracht zu haben.

Dieser Lehrermord 1999 in St. Gallen war zweifellos
ein besonders aufwiihlendes Kapitel der heimischen Krimi-
nalgeschichte. Ein kosovo-albanischer Familientyrann exe-
kutierte den Lehrer seiner Tochter und warf diesem Miss-
brauch der Schutzbefohlenen vor. Der Lehrer stieg seiner
Schiilerin tatsichlich aus dem Unterricht heraus nach, um
diese allerdings in extremis vor dem Sprung von einer Briik-
ke in den Tod zu bewahren. Er muss vielmehr seinerseits
dem Missbrauch der Tochter durch den Vater auf die Spur
gekommen sein, rettet das verzweifelte Kind, zitiert den Va-
ter unerschrocken in die Schule und wird dabei nicht nur
ruchlos erschossen, sondern in Pervertierung der Verhile-
nisse wird der Mord aufs verwerflichste auch noch mit dem
Rufmord des Kindsmissbrauchs als «Ehrenmord» verbrimt.

Nun fand das Theater St. Gallen mit Milo Rau gar einen
St. Galler (und Wahlberliner) Jungautor, der nach einem
Biihnenstreich iiber das Ende des Diktatorenchepaars Ceau-
sescu in Ruminien gewiss auch noch mit einem (Schul-)
Haustyrannen aus St. Gallen theatermedial fertiggeworden
wire. Nicht fertig wurde das Umfeld des Opfers mit derlei
Ansinnen; man wollte nicht nur sich selbst den Kunstschaf-
fenden versagen, sondern vollig unbeschen und apodik-
tisch gleich das ganze Projekt untersagen, und im Namen

NR.981 NOVEMBER 2010 SCHWEIZER MONATSHEFTE



	Die Allianz der ewigen Europäer : wie sich die Schweiz befreien und die EU europäisieren könnte

